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22 Zu § 47a (Lärmminderungspläne)

22.1 Durch Lärmminderungspläne soll bei vorhandenen oder zu erwartenden Einwirkungen verschie-
denartiger Geräuschquellen ein Programm zur systematischen Verminderung der Lärmbelastung der
Bevölkerung erstellt und eine koordinierte Durchführung der erforderlichen Maßnahmen ermöglicht
werden. Das setzt voraus, dass die Belastung durch die einwirkenden Geräuschquellen erfasst und
ihre Auswirkungen auf die Umwelt festgestellt werden (§ 47a Abs. 1). Dabei müssen die Geräuschbe-
lastungen in "Gebieten" und damit flächenhaft auftreten. Punktuelle schädliche Umwelteinwirkungen
(z.B. an einem einzelnen Wohnhaus) reichen nicht aus.

Bei der Erarbeitung des Programms ist die Abstimmung und Verzahnung mit allen anderen Fachpla-
nungen von wesentlicher Bedeutung, d.h. die vorhandenen und zukünftigen Planungen (Flächennut-
zungs-, Verkehrsentwicklungs-, Stadtentwicklungs- und Sanierungspläne sowie
Luftreinhaltemaßnahmen im Sinne des § 40 Abs. 2 BImSchG) sind bei der Erstellung der Lärmminde-
rungspläne maßgeblich zu berücksichtigen.

Nach § 47a Abs. 2 sind Lärmminderungspläne aufzustellen, wenn in Wohngebieten und anderen
schutzwürdigen Gebieten nicht nur vorübergehend schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche
hervorgerufen werden oder zu erwarten sind und die Beseitigung oder Verminderung ein abgestimm-
tes Vorgehen gegen verschiedenartige Geräuschquellen erfordern.

22.2 Die Belastungen durch einwirkende Geräusche sind im Rahmen des § 47a Abs. 1 für die einzel-
nen Geräuschquellenarten gesondert zu erfassen. Dabei soll soweit wie möglich auf die bei den zu-
ständigen Behörden (z.B. den Staatlichen Umweltämtern für genehmigungsbedürftige Anlagen)
vorliegenden Daten zurückgegriffen werden.

Zu erfassende Geräuschquellenarten sind:

- Straßenverkehr

- Schienenverkehr

- Wasserverkehr

- Luftverkehr

- Anlagen im Sinne § 3 Abs. 5 BImSchG, ggf. differenziert nach Sonderregelungen

Wesentliche Geräuschquellen sind:

- Bundesautobahnen, Bundes- oder Landesstraßen, kommunale Straßen mit einer Verkehrsbe-
lastung von täglich mehr als 1.000 Fahrzeugen (DTV)

- Schienenwege mit einer Zugfahrt oder mehr pro Stunde

- zivile und militärische Flughäfen und Landeplätze

- großflächige, geräuschintensive Anlagen, wie sie z.B. im Anhang der Vierten Verordnung zum
Bundes-Immissionsschutzgesetz - 4. BImSchV - (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen) aufgeführt sind

- militärische Anlagen, wie z.B. Schießplätze, Standortschießanlagen, Truppenübungsplätze,
Instandsetzungsbetriebe

- größere Sport- und Freizeitanlagen.



22.3 Lärmminderungspläne müssen unter den in § 47a Absatz 2 genannten Voraussetzungen nur für
Wohngebiete und andere schutzbedürftige Gebiete aufgestellt werden; sie können auch für sonstige
Gebiete erarbeitet werden.

Wohngebiete im Sinne des § 47a Abs. 2 sind alle Gebiete, in denen Wohnen ohne planungsrechtliche
Einschränkungen möglich ist, d.h.:

- Kleinsiedlungsgebiete

- reine Wohngebiete

- allgemeine Wohngebiete

- besondere Wohngebiete

- Dorfgebiete

- Mischgebiete

- Kerngebiete

sowie Gebiete in unbeplantem Innenbereich mit entsprechenden Nutzungen.

Andere schutzwürdige Gebiete im Sinne des § 47a Abs. 2 sind:

- Sondergebiete, die der Erholung dienen, und

- sonstige Sondergebiete, in denen ein erhöhtes Ruhebedürfnis besteht, wie z.B.:

Kurgebiete und Gebiete für Fremdenbeherbergung,

Hochschulgebiete oder Klinikgebiete.

22.4 Die für die Pflicht zur Aufstellung von Lärmminderungsplänen maßgebende Feststellung, ob
schädliche Umwelteinwirkungen im Gemeindegebiet vorhanden sind, ergibt sich aus dem Vergleich
der vorhandenen Immissionsbelastung (Schallimmissionskataster) mit den in Nummer 22.4.4 aufge-
führten Immissionswerten (Immissions-Empfindlichkeitskataster) für die verschiedenen Quellenarten.
Dabei ist auch das mögliche Zusammenwirken mehrerer Quellenarten (Kumulation) und in Gemen-
gelagen die Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme zu beachten.

22.4.1 Die Aufstellung eines Schallimmissionskatasters ist sehr aufwendig. Um den Erhebungsauf-
wand zu begrenzen, kann die Gemeinde zunächst eine Vorprüfung mit möglichst einfachen Mitteln
und mit im allgemeinen vorhandenen Daten durchführen.

Im Rahmen der Vorprüfung sind alle Ergebnisse zu nutzen, wenn zumindest näherungsweise die
Beurteilungspegel für die verschiedenen Geräuschquellenarten nach den in Nummer 22.4.3 aufge-
führten Vorschriften ermittelt wurden. Liegen keine Daten vor, kann geprüft werden, ob und wo im
Gemeindegebiet "wesentliche Geräuschquellen" vorhanden oder zu erwarten sind. Schädliche Um-
welteinwirkungen sind insbesondere zu erwarten, wenn "wesentliche Geräuschquellen"(vgl. Nummer
22.2) Wohngebiete und andere schutzwürdige Gebiete (vgl. Nummer 22.3) durchschneiden, tangieren
und somit erheblich auf sie einwirken können.

22.4.2 Sind in einem Gebiet detailliertere Untersuchungen durchzuführen, müssen alle Quellen, die
zur Geräuschimmissionsbelastung kausal beitragen, erfasst und ihre Auswirkungen auf das zu unter-
suchende Gebiet festgestellt werden. Dabei ist das Untersuchungsgebiet möglichst großflächig aus-
zuwählen, da die festzulegenden planerischen, gestalterischen, verkehrlichen und baulichen
Maßnahmen Auswirkungen auf große Teile des Gemeindegebietes haben können und hinsichtlich der
planerischen Bewältigung (z.B. Aussiedlung von geräuschrelevanten Anlagen, Überplanung lärmrele-
vanter Gebiete, Verkehrsverlagerungen) unmittelbaren Wechselwirkungen unterliegen.

22.4.3 Die Geräuschbelastung wird für die Untersuchungsgebiete getrennt für die einzelnen nachfol-
gend beschriebenen Geräuschquellenarten in Schallimmissionskatastern erfasst. Darin werden für die
verschiedenen Quellenarten die Beurteilungspegel in den jeweiligen Beurteilungszeiträumen örtlich
differenziert dargestellt.

In den Schallimmissionskatastern sind für die einzelnen Quellenarten nach Nummer 22.2 die Beurtei-
lungspegel nach folgenden Vorschriften getrennt festzustellen:

öffentliche Straßen und Schienenwege: 16. BImSchV

Luftverkehr: a) Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm

b) DIN 45 643, Teil 1, Nr. 3.2.1 für Flugplätze, die



nicht durch dieses Gesetz erfasst sind

Wasserverkehr: DIN 18005, Teil 1

Anlagen im Sinne des § 3 Abs.5 BImSchG, soweit
keine Sonderregelungen bestehen:

TA Lärm

Schießanlagen für Handfeuerwaffen: VDI 3745, Blatt 1

Sportanlagen: 18. BImSchV

Freizeitanlagen: RdErl. d. MURL "Messung, Beurteilung und Ver-
minderung von Geräusch-Immissionen bei Freizeit-
anlagen" v. 11.10.1997 (MBl. NRW. S. 1352/ SMBl.
NRW. 7129)

Dies gilt nur für den üblicherweise auftretenden Bereich des Luftschalls. Führen Körperschall oder
tieffrequente Schwingungen zu schädlichen Umwelteinwirkungen, so ist hierfür eine gesonderte Vor-
gehensweise erforderlich.

Die Beurteilungspegel werden klassiert mit Klassenbreiten von bis zu fünf dB(A) angegeben; Klassen-
obergrenzen sind die entsprechenden Immissionswerte nach Nummer 22.4.4. Die Genauigkeit der
Pegelermittlung soll der gewählten Klassenbreite entsprechen. Die Vorgehensweise ist den örtlichen
Strukturen im Untersuchungsgebiet anzupassen.

22.4.4 Zur Konkretisierung des Begriffs der schädlichen Umwelteinwirkungen, d.h. zur Beurteilung der
für die verschiedenen Geräuscharten ermittelten Geräuschimmissionen, sind die in den entsprechen-
den Rechts- und allgemeinen Verwaltungsvorschriften festgelegten Immissionswerte (Immissions-
grenzwerte oder Immissionsrichtwerte) heranzuziehen oder sinngemäß anzuwenden. Fehlen
entsprechende Regelungen, müssen andere Beurteilungsmaßstäbe - wie z.B. DIN-Normen oder VDI-
Richtlinien - zu Grunde

gelegt werden. Die kartenmäßige Darstellung der Gebiete mit den zugehörigen Immissionswerten
ergibt das Immissionsempfindlichkeitskataster.

Die Höhe der Immissionswerte hängt von der Nutzungsart der betroffenen Gebiete ab. Die Nutzungs-
art ergibt sich aus den Festsetzungen in den Bebauungsplänen. Weicht die tatsächliche bauliche Nut-
zung erheblich von der im Bebauungsplan festgesetzten baulichen Nutzung ab, so ist von der
tatsächlichen baulichen Nutzung unter Berücksichtigung der vorgesehenen baulichen Entwicklung des
Gebietes auszugehen. Ist ein Bebauungsplan nicht aufgestellt, so ist die tatsächliche bauliche Nut-
zung zu Grunde zu legen; eine voraussehbare Änderung der baulichen Nutzung ist zu berücksichti-
gen. Sonstige in Bebauungsplänen festgesetzte Flächen und Gebiete sowie Anlagen und Gebiete, für
die keine Festsetzungen bestehen, sind entsprechend ihrer Schutzbedürfigkeit zu beurteilen.

Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des § 47a liegen - bezogen auf die einzelnen Geräusch-
quellenarten - vor, wenn die im Schallimmissionskataster festgestellte Geräuschbelastung die Werte in
der Tabelle der Anlage 3 überschreitet.

Für hier nicht aufgeführte Gebiete ist der für die Beurteilung maßgebende Wert entsprechend der
Schutzbedürftigkeit im Einzelfall festzulegen.

Gleichzeitig einwirkende verschiedenartige Geräuschquellen (Kumulation) stören besonders. Daher
können schädliche Umwelteinwirkungen auch vorliegen, wenn die Immissionswerte für die einzelnen
Geräuschquellenarten zwar geringfügig unterschritten werden, aber mindestens zwei verschiedenar-
tige Geräuschquellen ein Gebiet belasten. Dies ist im Einzelfall zu prüfen.

22.5 Aus der flächenhaften Erfassung der verschiedenen Geräuschquellen im

- Schallimmissionskataster und

- Immissionsempfindlichkeitskataster

werden durch arithmetische Differenz die Über- und Unterschreitungen für die verschiedenen Ge-
räuschquellenarten getrennt für die jeweiligen Beurteilungszeiträume als Konfliktkataster ermittelt.
Hierbei sind wegen möglicher Kumulation auch Gebiete besonders darzustellen, bei denen die Pegel
bis zu fünf dB(A) unter dem maßgebenden Immissionswert liegen.

Konfliktkataster kennzeichnen im Untersuchungsgebiet die Bereiche, in denen Überschreitungen der
Immissionswerte vorliegen oder in denen bei verschiedenartigen Geräuschquellen die Immissions-
werte um jeweils nicht mehr als fünf dB(A) unterschritten sind. Dabei ist in einer Einzelfallprüfung fest-



zustellen, ob erhebliche Belästigungen durch die Kumulation der Einwirkungen aus den
verschiedenartigen Geräuschquellen auftreten.

Bei Anwendung der unterschiedlichen Immissionswerte nach Nummer 22.4.4 ergeben sich Konfliktge-
biete für einzelne Geräuschquellenarten, die als Konfliktkataster z.B. für den Straßenverkehr, den
Schienenverkehr, den Industrie- und Gewerbebereich etc. dargestellt werden. Die Summe aller Kon-
fliktgebiete wird durch Überlagerung als Gesamtkonfliktgebiet der Gemeinde oder des untersuchten
Gemeindeteils dargestellt.

22.6 Wirken im Konfliktgebiet verschiedene Geräuschquellenarten nicht nur vorübergehend auf
Wohngebiete oder andere schutzwürdige Gebiete (vgl. Nummer 22.3) pegelbestimmend ein oder sind
bei gleichen Geräuschquellenarten unterschiedliche Zuständigkeiten gegeben, hat die Gemeinde ei-
nen Lärmminderungsplan aufzustellen. Dabei kann es zweckmäßig sein, das zu sanierende Gebiet
auch nach städtebaulichen Kriterien abzugrenzen.

Für eine Lärmsanierung an bestehenden öffentlichen Straßen und Schienenwegen besteht keine
rechtliche Anspruchsgrundlage. Lärmsanierungsmaßnahmen an Bundes- und Landesstraßen werden
als freiwillige Leistung im Rahmen vorhandener Haushaltsmittel durchgeführt. Hierfür gelten die Richt-
linien des Bundesministeriums für Verkehr (jetzt Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen), die das Land Nordrhein-Westfalen auch für die Landesstraßen eingeführt hat (vgl.
RdErl. des Ministeriums für Wirtschaft und Mittelstand, Technologie und Verkehr vom 25.8.1997 -
SMBl. NRW. S. 910). Voraussetzung für eine Lärmsanierung ist, dass Lärmsanierungspegel über-
schritten werden, die wesentlich höher als die Werte für die die Lärmvorsorge nach § 41 in Verbindung
mit der 16. BImSchV liegen.

22.6.1 Die für die Anordnung bzw. Durchführung von Maßnahmen zuständigen Stellen sind bei der
Aufstellung des Lärmminderungsplanes zu beteiligen. Die Erfordernisse der Raumordnung und der
Landesplanung sind bei der Aufstellung ebenfalls zu beachten.

22.6.2 Der Lärmminderungsplan ist das Ergebnis der Untersuchungen über die Möglichkeiten, die
Durchsetzbarkeit, die Kosten und die Wirksamkeit von Lärmminderungsmaßnahmen. Planerische
Varianten sind zu prüfen und in die Abwägung einzubeziehen, wenn ein Minderungserfolg in einem
absehbaren Zeitraum erwartet werden kann. Das Schallimmissionskataster soll hierbei als Planungs-
und Informationssystem sowie als Entscheidungsgrundlage für umweltverträgliche und kostengünstige
Lösungen dienen. Hierbei ist sowohl groß- wie auch kleinräumig die Zuordnung von Gewerbe und
Wohnen, die Ordnung des Verkehrs und der Freizeitaktivitäten in die Prüfung einzubeziehen.

Durch eine Auslagerung von Emittenten oder eine Verlagerung von Verkehr dürfen keine neuen Kon-
fliktgebiete entstehen. Unterhalb der Grenze der schädlichen Umwelteinwirkungen sind z.B. bei der
Verlagerung von Geräuschquellen zusätzliche Belastungen nur dann zu tolerieren, wenn dem eine
wesentliche Entlastung in anderen schutzwürdigen Gebieten gegenübersteht.

22.6.3 Für die Konfliktgebiete sind die Geräuschquellen, die auf das jeweilige Gebiet pegelbestim-
mend einwirken, anzugeben und ihre jeweiligen Beiträge zur Geräuschbelastung zu ermitteln (Emissi-
onsanalyse). Die Emissionsanalyse umfasst die Ermittlung der Höhe der für die Geräuschimmissionen
wirksamen Geräuschemissionen der verschiedenen Geräuschquellenarten insgesamt und der be-
deutendsten Teilquellen (z.B. von Industrieanlagen). Sie dient der Feststellung, wo Geräuschminde-
rungsmaßnahmen am wirksamsten anzusetzen haben.

22.6.4 Im Lärmminderungsplan werden Pegelzielwerte (anzustrebende Immissionspegel) angegeben,
nach denen die Maßnahmen auszurichten sind. Die Pegelzielwerte werden jedoch erst dann unter
Beteiligung der für die jeweiligen Geräuschquellen zuständigen Behörden endgültig festgelegt, wenn
die Maßnahmen einschließlich der Alternativen geprüft sind. Hierzu kann es erforderlich sein, eine an
den vorgesehenen Maßnahmen sich orientierende Schallimmissionsprognose (z.B. nach VDI 2714
und 2720) zu erstellen, die feinrastiger als das Schallimmissionskataster ist und Abschirmungen,
Reflexionen im Detail sowie Pegel an Fenstern in verschiedenen Höhen berücksichtigt.

Die anzugebenden Pegelzielwerte sollen nicht nur darauf ausgerichtet sein, die in den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften festgesetzten Pegel gerade einzuhalten. Soweit es der Stand der Technik
und die Verhältnismäßigkeit der Mittel zulassen, soll vielmehr im Sinne der Vorsorge gegen schädliche
Umwelteinwirkungen angestrebt werden, die für die Nutzungsempfindlichkeit der Gebiete festgelegten
Immissionsgrenz- oder -richtwerte zu unterschreiten. In solchen Fällen sollen die Pegelzielwerte für
die einzelnen Geräuscharten unter den in Nummer 22.4.4 genannten Werten liegen. Dies gilt insbe-
sondere in Gebieten, in denen verschiedenartige Geräuschquellen gleichzeitig auf das Immissionsge-
biet einwirken (Kumulation), in denen die Geräuschquellen aus verschiedenen Richtungen einwirken,



alle Außenwände von Wohngebäuden belasten und keine Möglichkeit besteht, sich innerhalb der
Wohnung in ruhigere Räume zurückzuziehen.

In gewachsenen Gemengelagen, in denen die verschiedenartigen Nutzungen unterschiedlich schutz-
bedürftig sind (z.B. Aneinandergrenzen von Industrie/Gewerbe und Wohnen), kann die Prüfung im
Einzelfall auch dazu führen, dass der Pegelzielwert oberhalb des in Nummer 22.4.4 genannten Immis-
sionswertes festgelegt wird. Sofern an störenden Anlagen alle verhältnismäßigen Emissionsminde-
rungsmaßnahmen durchgeführt sind, kann die Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme dazu führen,
dass in einem Übergangsbereich die betroffenen Anwohner mehr an Geräuschen hinnehmen müssen
als die Bewohner von gleichartig genutzten Gebieten, die fernab derartiger Anlagen liegen. Die im
Einzelfall hinzunehmende Geräuscheinwirkung hängt von der Schutzbedürftigkeit der Bewohner des
Gebietes und den tatsächlich nicht weiter zu vermindernden Geräuschemissionen ab. Die zu dulden-
den Geräuscheinwirkungen sollen diejenigen Immissionswerte nicht überschreiten, die für die Ge-
bietsart mit dem nächst niedrigeren Schutzanspruch gelten.

22.6.5 Die zur Lärmminderung und zur Verhinderung des weiteren Anstiegs oder zur Vermeidung
weiterer Lärmbelastung erforderlichen

- technischen

- baulichen

- gestalterischen

- verkehrlichen

- planerischen und

- organisatorischen Maßnahmen

und die zu erwartende Geräuschentlastung sind im Lärmminderungsplan anzugeben, ebenso die
Stellen, die für die Umsetzung der Maßnahmen zuständig sind, die Kosten der Maßnahmen, der Kos-
tenträger und die zeitliche Abwicklung.

Die Dringlichkeit der Lärmsanierung für die einzelnen Gebiete (Reihenfolge) wird von der Gemeinde
nach Abstimmung mit den Fachbehörden festgestellt. Dabei können Mehrfachbelastungen aus ver-
schiedenen Richtungen in einzelnen Wohnbereichen sowie die Anzahl der betroffenen Bewohner in
die Prioritätenfestlegungen eingehen.

22.6.6 Die Maßnahmen eines nach § 47a Abs. 2 aufzustellenden Lärmminderungsplans sind durch
Anordnungen oder sonstige Entscheidungen der zuständigen Träger öffentlicher Verwaltung nach
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder nach anderen Rechtsvorschriften durchzusetzen (Absatz
4).

Der Lärmminderungsplan ist für die Träger öffentlicher Verwaltung im Rahmen der vorhandenen ge-
setzlichen Grundlagen grundsätzlich verbindlich. Da diese Bindung auf einer ausdrücklichen gesetzli-
chen Anordnung beruht und alle Träger öffentlicher Verwaltung erfasst, geht sie weiter als z.B. ganz
allgemein die von Verwaltungsvorschriften. Dagegen entfaltet der Lärmminderungsplan keine unmit-
telbare Außenwirkung gegenüber dem Bürger und stellt keine selbständige Rechtsgrundlage zur
Anordnung bestimmter Maßnahmen, sondern einen Hinweis auf andere Eingriffsermächtigungen dar.
Das bedeutet, dass im Lärmminderungsplan vorgesehene Eingriffsmaßnahmen, insbesondere Anord-
nungen, eine selbständige Rechtsgrundlage im geltenden Recht, wie z.B. §§ 17, 21, 24, 25 BImSchG,
voraussetzen. Soweit in diesen Vorschriften ein Ermessensspielraum eingeräumt wird, wird er durch
den Lärmminderungsplan eingeschränkt.

22.6.7 Um die Ziele des Lärmminderungsplans zu erreichen, können auch planungsrechtliche Mittel
("planungsrechtliche Festlegungen", Absatz 4 in Verbindung mit § 47 Abs. 3 Satz 2) eingesetzt wer-
den. Insoweit besteht allerdings nur eine eingeschränkte Bindungswirkung. Ob und inwieweit Planun-
gen in Betracht zu ziehen sind, haben die zuständigen Planungsträger lediglich zu prüfen.

Der in § 47 Abs. 3 Satz 2 verwendete Begriff "planungsrechtliche Festlegungen" erfasst nicht jegliche
öffentliche Planung, sondern nur solche aufgrund des Planungsrechts. In Betracht kommen neben der
räumlichen Zuordnung von emissionsträchtigen und besonders schutzwürdigen Gebieten allgemein
insbesondere solche nach § 9 Nr. 24 BauGB (u.a. Vorkehrungen gegen schädliche
Umwelteinwirkungen). An entsprechende Vorgaben im Lärmminderungsplan ist die Gemeinde jedoch
nicht gebunden; d.h. sie ist nicht verpflichtet, speziell zur Umsetzung eines Lärmminderungsplanes
einen Bauleitplan aufzustellen. Stellt sie jedoch einen Bauleitplan auf, so hat sie nach § 1 Abs. 6
BauGB alle hiervon berührten Belange zu ermitteln, zu gewichten und gegeneinander und unterein-



ander abzuwägen. Zu den abwägungserheblichen Belangen gehören nach § 1 Abs. 5 BauGB u.a.
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie Belange des Umweltschutzes gemäß § 1a des BauGB.

Nach § 1a Abs. 2 Nr. 1 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen auch die Darstellungen von
Plänen des Immissionsschutzrechts (z. B. Lärmminderungsplan) in der planerischen Abwägung zu
berücksichtigen. Um Abwägungsfehler zu vermeiden, muss die Gemeinde im Rahmen ihrer Planung
zumindest bei der Sachverhaltsermittlung die Angaben im Lärmminderungsplan zur Kenntnis nehmen,
ihre Bedeutung würdigen und sich dann bei der Abwägung mit ihnen auseinandersetzen. Dabei wird
das Gewicht eines Lärmminderungsplanes um so größer sein, je sorgfältiger und ausgewogener er
gestaltet ist.

Anlage 3
Immissionswerte in dB (A)

Gebietsart Straßen- und
Schienenverkehr
(1)

Luftverkehr (2) in der
Umgebung von

Anlagen im Sinne §
3 Abs. 5 BImSchG
(3)

Wasserverkehr (4)

Sportanlagen (6)
Freizeitanlagen (5)

Tag/Nacht Flug-
häfen

Tage/24h

Lande-
plätzen

Tag/24h

Tag/Nacht Tag:
außerhalb/
innerhalb
der Ruhezeit
Nacht

Dorf-/Kern-/
Mischgebiete

64/54 67 62 60/45 60/55/45

allgemeine Wohn-
gebiete und Klein-
siedlungsgebiete

59/49 67 62 55/40 55/50/40

reine Wohngebiete 59/49 67 62 50/35 50/45/35

Kurgebiete, Gebiete
mit Krankenhäu-
sern, Pflegeanstal-
ten, Altenheimen
etc.

57/47 67 62 45/35 45/45/35

(1) Immissionsgrenzwerte in Anlehnung an die 16. BImSchV

(2) Der hier genannte äquivalente Dauerschallpegel gibt einen Anhalt für die Geräuschbelastung
durch Fluglärm, oberhalb derer Maßnahmen im Rahmen von Lärmminderungsplänen geprüft
werden sollen. Für die spezielle Beurteilung von Fluglärm nachts sind ggf. Einzelgutachten erfor-
derlich. Im Übrigen ist das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I S.
282), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. September 1990 (BGBl. I S. 2106), zu beobachten.

(3) Immissionsrichtwerte nach TA Lärm, soweit keine Sonderregelungen bestehen

(4) Orientierungswerte nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1

(5) Immissionsrichtwerte nach RdErl. d. MURL „Messung, Beurteilung und Verminderung von Ge-
räuschimmissionen bei Freizeitanlagen“ v. 11.10.1997 (MBl. NRW. S. 1352 / SMBl. NRW. 7129)

(6) Immissionsrichtwerte nach der 18. BImSchV


